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GLOSSAR 

Der Begriff αCƭǸŎƘǘƭƛƴƎά wird im Verständnis des Asylrechts nur für Personen eingesetzt, 
die als Asylberechtigte, als Flüchtlinge gemäß der Genfer Flüchtlingskommission oder als 
sog. subsidiär Schutzberechtigte (siehe § 4 Asylgesetz) anerkannt sind. Dabei handelt es 
sich um Personen, die nach Abschluss eines Asylverfahrens einen Flüchtlingsschutz er-
halten. LƳ ǾƻǊƭƛŜƎŜƴŘŜƴ .ŜǊƛŎƘǘ ǿƛǊŘ ǎȅƴƻƴȅƳ ȊǳƳ .ŜƎǊƛŦŦ αCƭǸŎƘǘƭƛƴƎά ŀǳŎƘ ŘŜǊ .ŜƎǊƛŦŦ 
α{ŎƘǳǘȊ- ǳƴŘ .ƭŜƛōŜōŜǊŜŎƘǘƛƎǘŜά ǾŜǊǿŜƴŘŜǘΦ 

Als Asylsuchende bzw. Schutzsuchende gelten Personen, die beabsichtigen, einen Asyl-
antrag zu stellen und noch nicht als Asylantragstellende beim Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge erfasst sind.  

Asylbewerber sind Asylantragstellende, die sich im Asylverfahren befinden und deren 
Verfahren noch nicht entschieden ist.  

Personen, deren Asylverfahren erfolglos geblieben sind und die auch kein asylunabhän-
giges Aufenthaltsrecht besitzen, sind Ausreisepflichtige. Bestehen Abschiebungshinder-
nisse, die bei der Entscheidung über den Asylantrag nicht zu berücksichtigen sind, wird 
die Abschiebung ausgesetzt und der Aufenthalt geduldet (Personen mit Duldung).  

Alle o.g. Personen werden mit den übergeordneten Begriffen αƎŜŦƭǸŎƘǘŜǘŜ aŜƴǎŎƘŜƴά 
oder αDŜŦƭǸŎƘǘŜǘŜά (unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus) subsumiert.   

Personen im Kontext von Fluchtmigration nach der Bundesagentur für Arbeit werden in 
der Statistik seit Juni 2016 auf Basis der Dimension αAufenthaltsstatus" abgegrenzt. Die 
Abgrenzung im Sinne der Statistik der Bundesagentur für Arbeit entspricht nicht not-
wendigerweise anderen Definitionen von "Flüchtlingen" (z.B. juristischen Abgrenzun-
gen). Personen im "Kontext von Fluchtmigration" umfassen Ausländer aus Drittstaaten 
mit einer Aufenthaltsgestattung, einer Aufenthaltserlaubnis aus völkerrechtlichen, hu-
manitären oder politischen Gründen und einer Duldung. 

Arbeitsuchende sind Personen, die  

¶ eine versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende 
Beschäftigung suchen, 

¶ sich wegen der Vermittlung in ein entsprechendes Beschäftigungsverhältnis bei 
einer Agentur für Arbeit oder einem Jobcenter gemeldet haben, 

¶ die angestrebte Tätigkeit ausüben können und dürfen. 

¶ Dies gilt auch, wenn sie bereits eine Beschäftigung oder eine selbständige Tätig-
keit ausüben (§ 15 Sozialgesetzbuch Drittes Buch - SGB III). 

Bei den Arbeitsuchenden wird zwischen arbeitslosen und nichtarbeitslosen Arbeitsu-
chenden unterschieden. 

Arbeitslose sind Personen, die  

¶ vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsverhältnis stehen oder nur eine 
weniger als 15 Stunden wöchentlich umfassende Beschäftigung ausüben (Be-
schäftigungslosigkeit), 
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¶ eine versicherungspflichtige, mindestens 15 Stunden wöchentlich umfassende 
Beschäftigung suchen (Eigenbemühungen), 

¶ den Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit oder des Jobcenters zur 
Verfügung stehen, also arbeiten dürfen, arbeitsfähig und -bereit sind (Verfüg-
barkeit),  

¶ in der Bundesrepublik Deutschland wohnen, 

¶ nicht jünger als 15 Jahre sind und die Altersgrenze für den Renteneintritt noch 
nicht erreicht haben und 

¶ sich persönlich bei einer Agentur für Arbeit oder einem Jobcenter arbeitslos ge-
meldet haben. 

Als erwerbsfähige Leistungsberechtigte (ELB) gelten gem. § 7 SGB II Personen, die 

¶ das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach § 7a SGB II noch nicht 
erreicht haben, 

¶ erwerbsfähig sind, 

¶ hilfebedürftig sind und 

¶ ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben. 

Als erwerbsfähig gilt gem. § 8 SGB II, wer nicht durch Krankheit oder Behinderung auf 
absehbare Zeit außerstande ist, unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Ar-
beitsmarkts mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein. 
Innerhalb der Grundsicherungsstatistik SGB II werden Personen nur dann als erwerbsfä-
hige Leistungsberechtigte ausgewiesen, wenn sie Arbeitslosengeld II beziehen. 

Das Ausländerzentralregister (AZR) ist eine bundesweite personenbezogene Datei, die 
zentral vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) geführt wird. Sie enthält 
Informationen über alle Ausländerinnen und Ausländer, die sich nicht nur vorüberge-
hend (weniger als drei Monate) in Deutschland aufhalten. 

Sekundärmigration: Geflüchtete Menschen, die einen Asylantrag stellen, werden in 
Deutschland je nach Bundesland in einem zwei bis dreistufigen Verfahren auf die Kom-
munen verteilt bzw. dorthin zugewiesen. Unter Sekundärmigration wird die Weiterwan-
derung geflüchteter Menschen innerhalb des Bundesgebiets bzw. des Landes Nieder-
sachsen von der zugewiesenen Kommune in eine andere Kommune verstanden.  
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KURZFASSUNG 

Hintergrund und Ziele  

Im Zeitraum von 2013 bis 2018 haben 
fast 180.000 geflüchtete Menschen in 
Niedersachsen erstmalig einen Asylan-
trag gestellt. Im Landesdurchschnitt 
stieg die Zahl geflüchteter Menschen je 
1.000 Einwohner von 4,5 im Jahr 2012 
auf 18,8 im Jahr 2017. Trotz Steuerung 
geflüchteter Menschen nach Ankunft in 
Deutschland ist die Verteilung geflüch-
teter Menschen im Land Niedersachsen 
auf die Landkreise und kreisfreien Städ-
te höchst unterschiedlich.  

Durch die Sekundärmigration konzent-
rieren sich geflüchtete Menschen über-
proportional in bestimmten Städten 
und Gemeinden des Landes Niedersach-
sen. Um die damit verbundenen Belas-
tungen abzufedern und um die be-
troffenen Städte zu unterstützen hat die 
Landesregierung u. a. einen Integrati-
onsfonds für die Jahre 2017 und 2018 
mit finanziellen Hilfen von 10 aƛƻΦ ϵ ǇǊƻ 
Jahr aufgelegt.  

Das übergeordnete Ziel des Integrati-
onsfonds besteht darin, akut stark be-
troffene Städte bei der Bewältigung der 
Herausforderungen durch die Sekun-
därmigration kurzfristig zu unterstützen. 
Ziele der Förderung sind die Vermei-
dung sozialer Brennpunktbildung, die 
Sicherung des sozialen Zusammenhalts, 
die Förderung der gesellschaftlichen 
Teilhabe der betroffenen Personen-
gruppe, einschließlich der Schaffung 
adäquater Betreuungs-, Aus- und Fort-
bildungsangebote, sowie allgemein die 
Bewältigung integrativer Problemlagen. 

Für das Jahr 2017 beschränkte sich die 
Förderung auf die kreisfreie Ebene, 
wobei es maßgeblich war, dass die Quo-
te der Arbeitssuchenden im Kontext von 

Fluchtmigration mehr als den doppelten 
Landesdurchschnitt umfasst. Dies traf 
für die Städte Delmenhorst, Salzgitter 
und Wilhelmshaven zu. 

Für das Jahr 2018 wurde der Kreis der 
Antragsberechtigten aufgrund aktueller 
Entwicklungen auch auf die Ebene der 
kreisangehörigen Gemeinden ausge-
dehnt. Hierdurch kamen acht weitere 
Städte in den Genuss einer Förderung 
(Hameln, Laatzen, Leer, Lüneburg, Ni-
enburg (Weser), Rotenburg (Wümme), 
Stadthagen und Verden (Aller)). 

Vor dem Hintergrund des Ablaufs der 
zeitlichen Befristung des Integrations-
fonds stellt sich die Frage, ob der Integ-
rationsfonds über das Jahr 2018 hinaus 
fortgeführt werden soll.1 Bewertungs-
grundlage dafür bildet auch die Evalua-
tion des Integrationsfonds, die die Eig-
nung der geförderten Projekte sowie 
die Praktikabilität des Fonds untersucht. 

Gründe für die Sekundärmigration 

Auf Basis von statistischen Analysen und 
Gesprächen mit den anspruchsberech-
tigten Kommunen lassen sich drei Typen 
von Zuwandererstädten unterscheiden:  

.ŜƛƳ ¢ȅǇ α.undesweiter Hot-{Ǉƻǘά 
handelt es sich um kreisfreie Städte mit 
einer Konzentration geflüchteter Men-
schen vor allem als Folge eines hohen 
Wohnungsleerstandes. Zu den Hot-
Spots zählen in Niedersachsen Salzgit-

                                                           

 

1  Die Fortführung des Integrationsfonds für 2019 

befindet sich derzeit im politischen Entschei-

dungsprozess. 
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ter, Wilhelmshaven und eingeschränkt 
auch Delmenhorst. Der größte Teil der 
Zuwanderung geflüchteter Menschen 
kommt im Saldo neben den Zuweisun-
gen und einer Zuwanderung direkt aus 
dem Ausland bei diesen drei Städten 
nicht aus dem Umland, sondern aus 
einem weiteren bundesweiten Einzugs-
bereich. 

Zum Typ αaƛǘǘŜƭȊŜƴǘǊŜƴ Ƴƛǘ YǊŜƛǎŦǳƴƪπ
tion ǳƴŘ LƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴǎǇƻǘŜƴȊƛŀƭŜƴά zäh-
len die anspruchsberechtigten Kommu-
nen Hameln, Leer, Rotenburg (Wüm-
me), Stadthagen und mit hoher Wahr-
scheinlichkeit auch Verden (Aller) und 
Nienburg (Weser). Mehr als ein Drittel 
der Nettozuwanderung geflüchteter 
Menschen der Städte Leer, Rotenburg 
(Wümme) und Stadthagen im Zeitraum 
2014 bis 2017 kommt aus dem jeweils 
zugehörigen Landkreis der Stadt, ein 
weiteres Drittel aus den Kreisen mit 
Standort der Landesaufnahmebehörde 
(Zuweisungen). Nur jeweils rd. 15 % 
kommen aus dem übrigen Niedersach-
sen/Bundesgebiet bzw. direkt aus dem 
Ausland. 

Eine Ausnahme von den beiden Typen 
bilden die Städte Lüneburg und Laatzen. 
Nach den Ergebnissen der Wanderungs-
statistik könnte ein wesentlicher Grund 
in der Übererfüllung der Zuweisungs-
quote liegen. Ein überproportional ho-
her Anteil der Zuwanderungen geflüch-
teter Menschen kommt in beiden Städ-
ten aus Landkreisen mit einem Standort 
der Landesaufnahmebehörde. Als wei-
terer Pull-Faktor wird von den Städten 
die Nähe zu einer Großstadt mit migran-
tischer Infrastruktur genannt. 

Bedarfsanalyse 

Die Auswirkungen des Zuzugs geflüchte-
ter Menschen sind in den anspruchsbe-
rechtigten Kommunen nicht überall 
gleich. Insbesondere im Bereich Wohn-
raumversorgung zeigen sich Unter-
schiede.  

Die größten Bedarfe bestehen im inves-
tiven Bereich im Ausbau von Betreu-
ungsplätzen im vorschulischen Bereich. 
Wobei die Kapazitätsengpässe in die-
sem Bereich durch aktuell steigende 
Geburtenzahlen und Nachholbedarfe 
durch den im Jahr 2013 eingeführten 
Rechtsanspruch für Kinder ab einem 
Jahr noch verstärkt werden. Die investi-
ven Bedarfe im schulischen Bereich 
konzentrieren sich derzeit vor allem auf 
den Ausbau von Differenzierungsräu-
men, um dem gestiegenen Förderbe-
darf der Schüler gerecht zu werden. Die 
Bedarfe für den Ausbau von weiteren 
(Freizeit)Infrastrukturen werden von 
den anspruchsberechtigten Kommunen 
deutlich niedriger eingestuft.  

Im Bereich der nicht-investiven Maß-
nahmen bestehen die größten Bedarfe 
im Bereich der aufsuchenden Sozialar-
beit/Beratung sowie in berufsspezifi-
schen Qualifizierungsmaßnahmen. Dar-
über hinaus erzeugt der investive Aus-
bau im vorschulischen und schulischen 
Bereich erhebliche Folgekosten im Be-
reich Personal, falls dieses überhaupt in 
ausreichendem Maße eingestellt wer-
den kann.  

Der Zuzug geflüchteter Menschen durch 
Zuweisungen und Sekundärmigration 
führt in acht anspruchsberechtigten 
Kommunen auch zu wohnräumlicher 
sowie einrichtungsbezogener Segrega-
tion. Diese wohnräumlichen Segregati-
onen haben sich trotz aktiver Gegen-
steuerungsmaßnahmen durch die 
Kommunen gebildet. Geflüchtete Men-
schen konzentrieren sich dort, wo es 
neben verfügbarem Wohnraum kurze 
Wege zum Jobcenter/Ämter, vorhande-
nen Moscheen und Lebensmitteläden 
mit arabischen Produkten gibt. Neben 
einer wohnräumlichen Segregation 
führt dies auch zu einer Verstärkung der 
einrichtungsbezogenen Segregation und 
Bildungsungleichheit. Dies führt wiede-
rum zu zusätzlichen Anforderungen bei 
der alltagsintegrierten pädagogischen 
Betreuung sowie der Elternarbeit.  
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Die Bedarfe im Bereich Wohnraumver-
sorgung werden unterschiedlich bewer-
tet. Kommunen mit eher angespannten 
Wohnungsmärkten sehen einen Bedarf 
im Bau von bezahlbaren Wohnungen. 
Bei Kommunen mit hohen Wohnungs-
leerständen bestehen Bedarfe im Be-
reich städtebaulicher Missstände auf-
grund von schlechten baulichen Gebäu-
dezuständen, im Abriss von weiteren 
Überkapazitäten sowie in den bereits 
beschriebenen Segregationsprozessen.  

Projektanalyse 

Insgesamt wurden in den Jahren 2017 
und 2018 40 Maßnahmen aus dem In-
tegrationsfonds bewilligt, davon 19 
investive Maßnahmen mit einem För-
dervolumen von 14,1 Mio. ϵ ǳƴŘ нм 
nichtinvestive Maßnahmen mit einem 
Fördervolumen von 5,4 Mio. ϵΦ  

Mehr als die Hälfte des Fördervolumens 
wurde für den Ausbau von Kitakapazitä-
ten genutzt. Im investiven Bereich wur-
den darüber hinaus Schulen durch den 
Bau von Differenzierungsräumen quali-
fiziert. Im nicht-investiven Bereich flos-
sen 18 % der Fördermittel in Maßnah-
men der aufsuchenden Sozialar-
beit/Beratung und weitere 10 % in be-
rufsbezogene Qualifizierungsmaßnah-
men.  

Stellt man die durch den Integrations-
fonds geförderten Projekte den Bedar-
fen gegenüber, zeigt sich, dass der In-
tegrationsfonds einen Großteil der Be-
darfe abdecken kann. Lücken zeigen 
sich derzeit noch im Umgang mit ein-
richtungsbezogener Segregation und im 
Bereich Bau von bezahlbaren Wohnun-
gen.  

Insgesamt kann man auch vor dem Hin-
tergrund langjähriger bundesweiter 
Erfahrungen in der Integrationsarbeit 
sagen, dass die durch den Integrations-
fonds geförderten Projekte dazu beitra-

gen, die Ziele des Integrationsfonds zu 
erfüllen. 

Umsetzungsanalyse  

Aus Sicht der anspruchsberechtigten 
Kommunen hat der Integrationsfonds 
sein Ziel, eine schnelle und unbürokrati-
sche Hilfe zu ermöglichen, erfüllt. Insge-
samt sind die anspruchsberechtigten 
Kommunen mit der Handhabbarkeit des 
Integrationsfonds sehr zufrieden. Die 
Vorteile liegen vor allem in der Freizü-
gigkeit bei den Fördertatbeständen, der 
einfachen Antragstellung und Abwick-
lung sowie der konstruktiven Zusam-
menarbeit mit den Ämtern für regionale 
Landesentwicklung und den Landesmi-
nisterien. 

Als negativ wurde die enge Terminset-
zung/Zeitschiene, die hohen Mindest-
zuwendungshöhen je Projekt sowie die 
fehlende Planungssicherheit für die 
Kommunen aufgrund jährlicher Ent-
scheidungen bewertet.  

Bei investiven Maßnahmen wurden 
insbesondere im Jahr 2017, aber auch 
2018, überwiegend Projekte umgesetzt, 
deren Planung bereits weit fortgeschrit-
ten war, um den engen zeitlichen Ablauf 
überhaupt sicherzustellen. 

Fachliche Unterstützung durch das 
Land  

Die Kommunen, die an der Worksho-
preihe teilgenommen haben, bewerten 
den direkten Austausch mit den Lan-
desministerien als sehr gut. Die Vorteile 
lagen zum einen in dem Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Kommunen unter-
einander und zum anderen in der Mög-
lichkeit des Austausches mit dem Land. 
Der Kompetenzzuwachs wird als eher 
niedrig eingestuft.  
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Empfehlungen  

Der Integrationsfonds ist ein zielgenau-
es Instrument, um besonders stark be-
troffene Kommunen bei der Bewälti-
gung der Herausforderungen durch die 
Sekundärmigration kurzfristig zu unter-
stützen. Im Grundsatz lautet die Emp-
fehlung, den Integrationsfonds in seiner 
Grundausrichtung bei geringen Ände-
rungen zur Verbesserung der Praktikabi-
lität fortzuführen. 

Integrationsfonds mindestens bis Ende 
der Legislaturperiode fortführen  

Es wird für eine Fortführung des Integ-
rationsfonds für möglichst fünf weitere 
Jahre, mindestens aber bis zum Ende 
der Legislaturperiode plädiert. An-
schließend ist eine weitergehende Fort-
führung zu prüfen. 

Grundausrichtung des Integrationsfonds 
beibehalten bei Verbesserung der Prak-
tikabilität  

Es wird für eine Beibehaltung der 
Grundausrichtung des Integrationsfonds 
bei Verbesserung der Praktikabilität 
durch Anpassung der Förderbedingun-
gen plädiert. 

Messung von Betroffenheit und Bedürf-
tigkeit anpassen  

Bei der Messung von Betroffenheit soll-
te versucht werden die Zielgenauigkeit 
der Auswahl begünstigter Kommunen 
zu erhöhen. Dafür sollte auf Daten des 
Ausländerzentralregisters ς wenn mög-
lich ς umgestellt werden.  

Die Bedürftigkeit bezieht sich gegen-
wärtig nur auf die finanzielle Bedürftig-
keit. Zukünftig ist zu prüfen, ob die Fra-
ge der Bedürftigkeit zusätzlich an Integ-
rationsbedarfen einer Kommune fest-
gemacht werden sollte. Es empfiehlt 
sich ein laufendes Monitoring des 
Fonds, um wie bislang auch zukünftig 
die Bedarfsorientierung sicherzustellen. 
Schwellenwert der Anspruchsberechti-

gung oder Berechnungsmethodik der 
Mittelverteilung auf die begünstigen 
Kommunen sollen beibehalten werden. 
Um Planbarkeit und Verlässlichkeit zu 
erhöhen, ist zu prüfen, ob nicht mehr 
anspruchsberechtigte Kommunen für 
eine Übergangsphase Mittel bekommen 
können (z. B. zur Fortführung nicht-
investiver Maßnahmen). 

Praktikabilität verbessern 

Die Praktikabilität ist durch marginale 
Anpassung der Förderbedingungen zu 
verbessern, wobei die Freizügigkeit bei 
den Fördertatbeständen beibehalten 
werden sollte. Ferner wäre zu prüfen, 
Bedingungen an den Integrationsfonds 
zu knüpfen, um Kommunen anzuregen, 
sich stärker konzeptionell mit den Integ-
rationsbedarfen auseinanderzusetzen. 
Wesentlich ist eine einmalige Verlänge-
rung des Förderzeitraums, wobei nach 
diesem verlängerten Förderzeitraum 
auf Basis einer Bilanz über eine mögli-
che Verlängerung des Integrationsfonds 
entschieden werden sollte. 

Organisierten Erfahrungsaustausch 
fortführen 

Auch zukünftig sollte ein organisierter 
Erfahrungsaustausch zwischen Kommu-
nen insbesondere mit Blick auf Erfah-
rungen zu Wirkungen einzelner Projekte 
stattfinden. Vorstellbar ist dies vor dem 
IƛƴǘŜǊƎǊǳƴŘ αǾƻƴŜƛƴŀƴŘŜǊ ƭŜǊƴŜƴά ǳƴŘ 
Vorstellung von good-practice-
Beispielen. Zukünftige Workshops soll-
ten sich dabei an den Bedarfen der 
Kommunen orientieren. 
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ENDBERICHT 

1 Einführung 

1.1 Geflüchtete Menschen in Deutschland und Niedersachsen 

1.1.1 Mechanismen der regionalen Verteilung 

Alle Personen, die in Deutschland nach Asyl suchen, werden registriert und erhalten 
zunächst einen Ankunftsnachweis. Die anschließende räumliche Verteilung der Asylsu-
chenden innerhalb des Bundesgebietes ist gesetzlich geregelt und folgt je nach Bundes-
land einem mehrstufigen Verfahren. Nach dem Asylgesetz und dem Aufenthaltsgesetz 
sind für die Aufnahme und Unterbringung der Asylsuchenden die Bundesländer zustän-
dig. 

Zunächst werden Asylsuchende an die für sie zuständige Erstaufnahmeeinrichtung wei-
tergeleitet. Die Zuständigkeit und damit die Zuweisung zu einer Aufnahmeeinrichtung 
eines bestimmten Bundeslandes erfolgt nach den quantitativen Vorgaben des soge-
ƴŀƴƴǘŜƴ αYǀƴƛƎǎǘŜƛƴŜǊ {ŎƘƭǸǎǎŜƭǎά und den aktuellen Kapazitäten. 

Ein zweites Kriterium für die Verteilung auf die Bundesländer ist die sog. Herkunftslän-
derzuständigkeit. Nicht jede Außenstelle des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) bzw. Erstaufnahmeeinrichtung der Länder (dort sind die Außenstellen in der 
Regel angesiedelt) ist für jedes Herkunftsland zuständig. Die Zuständigkeit der Außen-
stellen unterscheidet sich nach den örtlich vorhandenen Kompetenzen der Anhörer und 
Dolmetschertätigkeiten. So ist beispielweise Niedersachsen als einziges Bundesland für 
die Asylsuchenden aus den Herkunftsländern Elfenbeinküste oder Gabun zuständig.  

Die quantitativen Vorgaben bzw. die Quote der Erstverteilung von Schutzsuchenden auf 
die Bundesländer richtet sich nach dem Königsteiner Schlüssel des vergangenen Jahres. 
Dieser wird jährlich durch die Bund-Länder-Kommission neu ermittelt. Der Schlüssel 
bemisst sich zu zwei Dritteln nach den Steuereinnahmen und zu einem Drittel nach der 
Bevölkerungszahl der Länder. Nach diesem Verteilungssystem werden im Jahr 2018 rd. 
9,4 % der nach Deutschland kommenden schutzsuchenden Menschen auf das Land Nie-
dersachsen verteilt.  

Tabelle 1: Verteilungsquote Niedersachsen nach Königsteiner Schlüssel 

2014 2015 2016 2017 2018 

9,36 % 9,32 % 9,33 % 9,37 % 9,41 % 

Quelle: BAMF empirica 
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Die Bundesländer verteilen anschließend die Asylbewerber auf die Kommunen. Das Ver-
fahren ist in den Aufnahmegesetzen oder -verordnungen der Länder festgelegt. Als Ver-
teilungsschlüssel für Asylbewerber ist in Niedersachsen vorrangig die Einwohnerzahl der 
Kommunen maßgeblich.2 

Asylbewerber unterliegen in den ersten drei Monaten ihres Aufenthaltes sowie für die 
Dauer ihrer Wohnsitzverpflichtung in einer Erstaufnahmeeinrichtung der sog. Residenz-
pflicht, das heißt dem Verbot, einen bestimmten räumlichen Bereich zu verlassen. In 
Niedersachsen dürfen sich Menschen mit Aufenthaltsgestattung innerhalb des Bundes-
landes und Bremen frei bewegen, sie müssen aber in dem ihnen zugewiesenen Wohnort 
wohnen.  

Nach Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis bestand bis Juli 2016 für die Schutz- und Blei-
beberechtigten freie Wohnortwahl innerhalb des Bundesgebietes. Mit dem Anfang Au-
gust 2016 in Kraft getretenen Integrationsgesetz wurde allerdings eine Wohnsitzrege-
lung für Schutz- und Bleibeberechtigte eingeführt (§ 12a Aufenthaltsgesetz). Diese Vor-
schrift verpflichtet den genannten Personenkreis, für die Dauer von drei Jahren nach 
Schutzanerkennung bzw. nach Erteilung bestimmter Aufenthaltserlaubnisse, ihren 
Wohnsitz in dem Bundesland zu nehmen, in das sie im Rahmen des Asylverfahrens zuge-
teilt wurden. Personen oder deren enge Familienangehörige, die eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung in einem bestimmten Umfang ausüben, sich in einer Be-
rufsausbildung oder einem Studien- oder Ausbildungsverhältnis befinden, unterliegen 
dieser Regelung nicht. Diese Wohnsitzbeschränkung auf das Land der Asylzuweisung 
besteht kraft Gesetz. Die Umsetzung der weitergehenden Möglichkeiten von Wohnsitz-
auflagen obliegt den Ländern. Das Land Niedersachsen hat keine allgemeine, sondern 
eine lageangepasste Wohnsitzauflage (Zuzugsversbot nach § 12a Abs. 4 AufenthG) für 
drei niedersächsische Städte eingeführt (vgl. Kapitel 1.2).  

1.1.2 Entwicklung der Zahl geflüchteter Menschen  

Die Zahl der nach Deutschland gekommenen Asylsuchenden ist im Zeitraum von 2007 
bis 2015 von ungefähr 20.000 auf rd. 890.000 (EASY, Zahl nach Bereinigungen) gestie-
gen. Seitdem ist die Zahl wieder rückläufig. Im Jahr 2018 kamen noch rd. 190.000 Asyl-
suchende (Asylgesuchsstatistik) nach Deutschland, im gleichen Jahr wurden noch etwas 
weniger als 200.000 Asylerstanträge gestellt. Im Jahr 2018 reduzierte sich die Zahl der 
Asylerstanträge weiter auf rd. 160.000. 

Bei Betrachtung der Asylerstantragszahlen nach Bundesländern wird deutlich, dass der 
Königsteiner Schlüssel in Niedersachsen im Zeitraum von 2012 bis 2018 in etwa erreicht 
wurde. Der Anteil von Asylerstanträgen, die in Niedersachsen gestellt wurden, betrug 
bei geringen jährlichen Schwankungen knapp 9,9 %, liegt also etwas oberhalb des König-
steiner Schlüssels (vgl. Kapitel Tabelle 1). 

                                                           

 

2  Vgl. §1 Abs. 1 Gesetz zur Aufnahme von ausländischen Flüchtlingen und zur Durchführung des Asylbewerberleis-

tungsgesetzes (Aufnahmegesetz - AufnG -) vom 11. März 2004. 
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Abbildung 1:  Entwicklung der Zahl an Asylgesuchen und der Asylerstanträ-
ge, 2008 bis 2018 

 

Quelle: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) empirica 

Entsprechend dem im vorhergehenden Kapitel 1.1.1 beschriebenen Verteilungsmecha-
nismus und den dargestellten Asylantragszahlen nach Bundesländern sollten sich ge-
flüchtete Menschen ungefähr proportional zur Bevölkerung auf die Bundesländer und 
die Landkreise und kreisfreien Städte verteilen. Nach den Zahlen des Ausländerzentral-
registers (AZR) lebten Ende 2017 von allen Bleibeberechtigten in Deutschland 11 % in 
Niedersachsen, also mehr als nach dem Königsteiner Schlüssel zu erwarten wäre. Auch 
auf der Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte verteilen sich geflüchtete Menschen 
alles andere als bevölkerungsproportional (vgl. Karte 1). Ende 2017 lebten in Nieder-
sachsen ungefähr 19 Personen mit einer befristeten Aufenthaltsgenehmigung, einer 
Duldung oder einer Aufenthaltsgestattung je 1.000 Einwohner in Niedersachsen. In 18 
von 45 kreisfreien Städten und Landkreisen Niedersachsens, in denen 44 % aller Ein-
wohner des Landes leben, übertrifft die Quote den niedersächsischen Durchschnitt. Mit 
Abstand am höchsten fallen die Werte in den drei kreisfreien Städten Salzgitter, Del-
menhorst und Wilhelmshaven aus.  

Wird davon ausgegangen, dass auch der niedersächsische Verteilungsmechanismus ge-
flüchteter Menschen auf die Landkreise und kreisfreien Städte des Landes einigermaßen 
funktioniert, ist die ungleiche Verteilung nur durch Weiter- und Sekundärwanderungen 
geflüchteter Menschen aus den kreisfreien Städten und Landkreisen mit relativ geringer 
Flüchtlingsdichte in die kreisfreien Städte und Landkreise mit relativ vielen geflüchteten 
Menschen zu erklären. Eine Statistik, die verlässlich über diese Stromgröße Auskunft 
geben könnte, gibt es leider nicht.  

Analysen Ǿƻƴ ŜƳǇƛǊƛŎŀ ƛƳ wŀƘƳŜƴ ŘŜǎ tǊƻƧŜƪǘŜǎ α½ǳǿŀƴŘŜǊǳƴƎ - Herausforderung für 
ŘƛŜ {ǘŅŘǘŜōŀǳŦǀǊŘŜǊǳƴƎά ƛƳ !ǳŦǘǊŀƎ ŘŜǎ .ǳƴŘŜǎƛƴǎǘƛǘǳǘǎ ŦǸǊ .ŀǳ-, Stadt- und Raumfor-
schung bestätigen das beschriebene Bild: Es haben sich neue räumliche Schwerpunkte 
von Personen aus den Hauptherkunftsländern der Geflüchteten im Bundesgebiet her-
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ausgebildet und es ist davon auszugehen, dass sich zukünftig dieser Prozess fortsetzt. Ein 
wesentlicher Grund dabei ist die Situation auf dem Wohnungsmarkt und die zentralörtli-
che Funktion der Kommune. Dort wo angemessene Wohnungen verfügbar und die er-
forderliche Infrastruktureinrichtungen vorhanden sind, gibt es einen Zuzug von Schutz- 
und Bleibeberechtigten. Netzwerke dieser Personengruppe führen zu Kettenmigration 
bzw. Selbstverstärkungseffekten. 

Karte 1: Verteilung geflüchteter Menschen in Niedersachsen nach 
kreisfreien Städten und Landkreisen 2017 
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Diese ungleiche räumliche Entwicklung von geflüchteten Menschen war Ausgangspunkt 
der Überlegungen und zur Etablierung des Soforthilfeprogramms des Landes Nieder-
sachsens.  

1.2 Soforthilfeprogramm und Integrationsfonds in Niedersachsen  

Prozessablauf  

Die Stadt Salzgitter hat Ende 2016 die Landesregierung über den überproportionalen 
Zuzug Schutz- und Bleibeberechtigter nach Salzgitter sowie die damit verbundenen 
überdurchschnittlich hohen Aufwendungen im Bereich der Daseinsvorsorge (u.a. Schaf-
fung von Kita-Plätzen, Einrichtung von Sprachlernklassen und Sprachkursen, Integrati-
onshilfen und Sozialarbeit, Leistungen nach dem AsylbLG und dem SGB II) informiert und 
gleichzeitig eine Begrenzung des Zuzugs sowie eine bedarfsgerechte Verteilung von För-
dermitteln zur Bewältigung der Herausforderungen im Zuge der Sekundärmigration ge-
fordert.  

Daraufhin wurde das Ministerium für Inneres und Sport (MI) beauftragt, neben laufen-
den Bemühungen der Ressorts und bereits bestehenden Fördermöglichkeiten zusätzli-
che Lösungsansätze zu entwickeln, die der spezifischen Belastungssituation von Salzgit-
ter und anderen Kommunen entgegenwirken. Hierzu wurde am 4. April 2017 eine Steue-
rungsgruppe mit Vertretern von  

¶ Niedersächsische Staatskanzlei (StK) 

¶ Ministerium für Inneres und Sport (MI) 

¶ Niedersächsisches Finanzministerium (MF) 

¶ Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS) 

¶ Kultusministerium (MK) 

¶ Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung (MW) 

¶ Ministeriums für Wirtschaft und Kultur (MWK) 

¶ Ämter für regionale Landesentwicklung 

gebildet. Diese Steuerungsgruppe hat in mehreren Ressortgesprächen den Bedarf und 
dessen Berechtigung geprüft und Handlungsmöglichkeiten entwickelt und diese in bila-
teralen Arbeitsgesprächen mit Vertretern der Stadt Salzgitter konkretisiert. In einem 
Spitzengespräch mit der Stadt Salzgitter am 3. Mai 2017 wurde die Vorlage eines Akti-
onsplans mit konkreten Maßnahmen bis Mitte Juni 2017 vereinbart. Dieser sollte, neben 
der Prüfung einer lageangepassten Wohnsitzauflage, Möglichkeiten der finanziellen 
Unterstützung für betroffene Kommunen aufzeigen. Zusätzlich zu bestehenden Förder-
ansätzen wurden 20 Mio.  ϵ ŀǳǎ ±ŜǊǎǘŅǊƪǳƴƎǎƳƛǘǘŜƭƴ ŘŜǎ [ŀƴŘŜǎƘŀǳǎƘŀƭǘǎ ŦǸǊ ŘƛŜ WŀƘǊŜ 
2017 und 2018 zugesagt.  

Bestandteile und Ziele des Soforthilfeprogramms 

Im September 2017 hat die Landesregierung, vertreten durch das MI, ein Soforthilfepro-
gramm für die von der Sekundärmigration besonders stark betroffenen Kommunen mit 
drei wesentlichen Maßnahmen beschlossen:  
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¶ Wohnsitzauflage: Einführung einer lageangepassten Wohnsitzauflage. 

¶ Fachliche Unterstützung der Städte durch das Land und Nutzung vorhandener 

Ressourcen: Prüfung einer gesonderten Förderung über die bereits vorhande-

nen (Bund-) -Länderprogramme. 

¶ Integrationsfonds: Auflegung eines Integrationsfonds in Höhe von insgesamt 

20 Mio. ϵ ƛƴ ŘŜƴ WŀƘǊŜƴ нлмт ǳƴŘ нлмуΦ 

Vorrangiges Ziel des Soforthilfeprogramms ist es, die akut besonders stark betroffenen 
Städte bei der Bewältigung der Herausforderungen durch die Sekundärmigration kurz-
fristig zu unterstützen. Im Mittelpunkt steht angesichts starker Pull-Faktoren (Agglome-
rationseffekt, Wohnungsleerstand, Familiennachzug) die Integration von Personen durch 
Spracherwerb, Bildung, Qualifikation und Eingliederung in den Arbeitsmarkt. Hinzu-
kommen sozial und stadtentwicklungspolitisch flankierende Maßnahmen, um woh-
nungsrechtliche und städtebauliche Handlungsansätze im Umgang mit Leerstand zu 
entwickeln und die Akzeptanz in den betroffenen Quartieren zu erhalten. In einem zwei-
ten Schritt sollen dann längerfristige Maßnahmen konzipiert werden. 

Wohnsitzauflage 

Um die Zuwanderung in die besonders belasteten Kommunen zu begrenzen, kann das 
Niedersächsische Innenministerium den Ausländerbehörden eine sogenannte (zeitlich 
befristete) lageangepasste Wohnsitzauflage (Zuzugsverbot nach § 12a Abs. 4 Aufent-
haltsgesetz) vorgeben, wenn dies zur Vermeidung von sozialer und gesellschaftlicher 
Ausgrenzung erforderlich ist. Ihre Wirkung wird durch das MI evaluiert.  

Fachliche Unterstützung der Städte durch das Land und Nutzung vorhandener 
Ressourcen 

Zur Verbesserung der Unterstützung betroffener Kommunen wurde im Jahr 2017 auf 
Landesebene ein ressortübergreifender Steuerungskreis unter Leitung des Innenministe-
riums gebildet. Darüber hinaus wurden in den Ressorts und Ämtern feste Ansprechstel-
len für die betroffenen Kommunen benannt. Darüber hinaus können spezifische Prob-
leme und Bedarfe in regionalen Facharbeitsgruppen begleitet werden.  

Ferner erfolgt für alle anspruchsberechtigten Kommunen eine Prüfung, ob eine zusätzli-
che Förderung über bestehende Programme möglich ist. Zu den vorhandenen Pro-
grammen zählen z.B. 

¶ Richtlinien des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS) 

zur Migrationsberatung, zur Förderung von Teilhabe und Vielfalt, zur Förderung 

von Freiwilligenagenturen, zur Förderung von Demokratie und Toleranz sowie 

zur Förderung von Integrationslotsen, 

¶ Richtlinien des Ministeriums für Umwelt, Energie, Bauen und Umweltschutz 

(MU) zur Unterstützung von Quartiersmanagement und Gemeinwesenarbeit,  

¶ Sprachförder- und Qualifizierungsangebote des Ministeriums für Wirtschaft und 

Kultur (MWK) sowie  

¶ das Landes- und Bundesprogramm zur Sportförderung für integrativ ausgerich-

tete Sportprojekte.  
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Integrationsfonds: Ziele und Grundsätze 

Darüber hinaus hat das Land einen Integrationsfonds aufgelegt. Zusätzlich zu den o.g. 
Unterstützungs- und Fördermöglichkeiten erhalten anspruchsberechtigte Kommunen 
finanzielle Hilfen für die Jahre 2017 und 2018 von 10 aƛƻΦ ϵ ǇǊƻ WŀƘǊΦ  

Für das Jahr 2017 beschränkte sich die Förderung auf die Kreisebene, wobei es maßgeb-
lich war, dass die Quote der Arbeitssuchenden im Kontext von Fluchtmigration mehr als 
den doppelten Landesdurchschnitt umfasst. Dies traf für kreisfreien Städte Delmen-
horst, Salzgitter und Wilhelmshaven zu. 

Für das Jahr 2018 wurde der Kreis der Antragsberechtigten aufgrund aktueller Entwick-
lungen auch auf die Ebene der kreisangehörigen Gemeinden ausgedehnt (steigende Zahl 
von Kommunen, die das Eingangskriterium erreichen), wodurch im laufenden Jahr acht 
weitere Städte in den Genuss einer Förderung gelangen. Hierzu zählen die kreisangehö-
rigen Städte Hameln, Laatzen, Leer, Lüneburg, Nienburg, Rotenburg, Stadthagen und 
Verden.  

Das übergeordnete Ziel des Integrationsfonds besteht darin, akut besonders stark be-
troffene Städte bei der Bewältigung der Herausforderungen durch die Sekundärmigrati-
on kurzfristig zu unterstützen. Ziele der Förderung sind die Vermeidung sozialer Brenn-
punktbildung, die Sicherung des sozialen Zusammenhalts, die Förderung der gesell-
schaftlichen Teilhabe der betroffenen Personengruppe, einschließlich der Schaffung 
adäquater Betreuungs-, Aus- und Fortbildungsangebote, sowie allgemein die Bewälti-
gung integrativer Problemlagen.  

Die Mittel des Integrationsfonds können entweder zur Verstärkung bestehender Landes-
richtlinien eingesetzt werden, wobei die Bewilligung in dem Fall durch die jeweilige Be-
ǿƛƭƭƛƎǳƴƎǎōŜƘǀǊŘŜ ŘŜǊ wƛŎƘǘƭƛƴƛŜ ŜǊŦƻƭƎǘ όα±ŜǊǎǘŅǊƪǳƴƎǎƳƛǘǘŜƭά), oder sie können als so-
ƎŜƴŀƴƴǘŜ α9ǊƎŅƴȊǳƴƎǎƳƛǘǘŜƭά ŦǸǊ LƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴǎǇǊƻƧŜƪǘŜ ƎŜƴǳǘȊǘ ǿŜǊŘŜƴΣ ŦǸǊ ŘƛŜ Ŝǎ ƪŜƛƴŜ 
Landesrichtlinie gibt. Maßnahmen dieser zweiten Kategorie werden durch die Ämter für 
regionale Landesentwicklung bewilligt. 

Bei den Zuwendungen von Ergänzungsmitteln handelt es sich um nicht rückzahlbare 
Zuwendungen zur Projektförderung als Anteils- oder im Einzelfall als Vollfinanzierung. 
Zuwendungsfähig sind Personal- und Sachkosten. Im Fall der Anteilsfinanzierung beträgt 
die Zuwendung maximal bis zu 90 % der zuwendungsfähigen Gesamtkosten. Soweit die 
Ergänzungsmittel nicht als Eigenanteil der Kommune im Rahmen bestehender Förder-
richtlinien eingesetzt werden, werden nur Projekte und Maßnahmen gefördert, deren 
Zuwendungshöhe im Einzelfall mindestens 100.000 ϵ ōŜǘǊŅƎǘΦ Die Zuwendungshöhe für 
ein Projekt darf insgesamt jedoch nicht das pro Förderjahr bemessene Budget überstei-
gen. Projekt und Maßnahmen können gefördert werden, wenn sie nach dem 15.7.2017 
begonnen wurden.  

Verfahren zur Bestimmung anspruchsberechtigter Kommunen und Verteilung 
der Mittel des Integrationsfonds 

Die Bestimmung der begünstigen Kommunen erfolgt über den Indikator arbeitssuchen-
de Personen im Kontext von Fluchtmigration der Bundesagentur für Arbeit. Kommunen, 
die je 1.000 Einwohner einen mindestens doppelt so hohen Wert wie im Landesdurch-
schnitt aufweisen, gelten als anspruchsberechtigt. Für die Verteilung der Mittel auf die 
anspruchsberechtigten Kommunen wird neben dem Indikator arbeitssuchende Perso-
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nen im Kontext von Fluchtmigration zur anderen Hälfte auf Grundlage des § 22 NFAG die 
Höhe der Kassenkredite herangezogen.  

Längerfristige Handlungsansätze 

Darüber hinaus wurde der besonders stark betroffenen Stadt Salzgitter über die Sofort-
hilfen für die Bewältigung der akuten Folgen hinaus ein längerfristiger Ansatz (Zukunfts-
initiative) angeboten, mit dem die Stadt Salzgitter beim wirtschaftlichen Strukturwandel 
unterstützt werden soll. Perspektivisch sollen Projekte entwickelt werden, die helfen die 
Bereiche Wohnungsleerstand und Wirtschaftsstruktur nachhaltig zu verbessern.  

1.3 Integrationsfonds im Kontext der Integrationspolitik des Landes 

Neben dem Integrationsfonds gibt es in Niedersachsen eine Vielzahl an vorhandenen 
Förderprogrammen zur Integration von Zuwanderern. Das Land Niedersachsen beginnt 
mit integrationsvorbereitenden Maßnahmen (Wegweiserkurse zur sprachlichen und 
kulturellen Erstorientierung) bereits bei neu ankommenden Geflüchteten in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen. Des Weiteren fördert das Land Niedersachsen im Rahmen der 
Richtlinie  Koordinierungsstellen für Migration und Teilhabe den Aufbau von (Verwal-
tungs-)Strukturen im Bereich Integration. Das Land gewährt Zuwendungen für die flä-
chendeckende Einrichtung und den Betrieb von Koordinierungsstellen Migration und 
Teilhabe in allen Landkreisen, kreisfreien Städten, der Region Hannover, der Landes-
hauptstadt Hannover und der Stadt Göttingen. Diese Richtlinie soll langfristig fortgeführt 
werden.  

Darüber hinaus gibt es weitere fachbezogene Förderprogramme im Bereich kommunaler 
Integration wie z. B. Programme zur Integration von Zuwanderern in den Arbeitsmarkt, 
zur schulischen Qualifikation, zum Spracherwerb, zur Nachqualifizierung oder zur Förde-
rung ehrenamtlichen Engagements. Ein Großteil dieser Förderprogramme ist beim Mi-
nisterium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung angesiedelt. Zu den Förder-
schwerpunkten zählen:  

¶ Richtlinie Migrationsberatung  

Zur Förderung von Personalstellen stellt das Land млΣр aƛƻΦ ϵ/Jahr zur Verfü-

gung. Derzeit werden rd. 200 Migrationsberatungsstellen landesweit gefördert. 

Die Richtlinie wird stark nachgefragt. Die Anzahl der zu fördernden Personalstel-

len richtet sich nach dem kommunalen Bedarf, d. h. nach der Anzahl an allen 

Zuwanderern in der Kommune (Quelle: Ausländerzentralregister). Diese Richtli-

nie läuft in ähnlicher Form bereits seit den 1990er Jahren und soll auch perspek-

tivisch fortgeführt werden.  

¶ Richtlinie Demokratie und Toleranz  

Für diese Richtlinie stehen jährlich нрлΦллл ϵ ȊǳǊ ±ŜǊŦǸƎǳƴƎΦ Gefördert werden 

Maßnahmen gegen Diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und Extremismus und 

für Demokratie, Toleranz und Einhaltung von Menschenrechten. Die Richtlinie 

wird voraussichtlich ab 2020 mit der Richtlinie Migration, Teilhabe und Vielfalt 

zusammengeführt. 

¶ Richtlinie Migration, Teilhabe und Vielfalt  

Für die Förderung der gleichberechtigten Teilhabe, Stärkung des Zusammenhalts 
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der Gesellschaft, der wechselseitigen Wertschätzung und der Akzeptanz kultu-

reller, sprachlicher, ethnischer und religiöser Vielfalt stehen jährlich мΣр aƛƻΦ ϵ 

zur Verfügung. Die RL wird ab 2020 überarbeitet und voraussichtlich mit der RL 

Demokratie und Toleranz zusammengeführt. 

¶ Richtlinie Integrationslotsen  

Im Rahmen dieser Richtlinie werden bereits seit 2007 Qualifizierungsmaßnah-

men für Ehrenamtliche finanziert (мплΦллл ϵ/Jahr). Die Nachfrage von Kommu-

nen und freien Trägern hat nachgelassen, so dass die RL zum 31.12.2019 aus-

läuft und voraussichtlich nicht verlängert wird. Die Förderung und Qualifizierung 

von Integrationslotsen soll perspektivisch mit allgemeinen Programmen für eh-

renamtlich Tätige zusammengeführt werden. 

5ŀǊǸōŜǊ Ƙƛƴŀǳǎ ǳƴǘŜǊǎǘǸǘȊǘ Řŀǎ CǀǊŘŜǊǇǊƻƎǊŀƳƳ αDǳǘ !ƴƪƻƳƳŜƴ ƛƴ bƛŜŘŜǊǎŀŎƘǎŜƴά 
seit 2015 gezielt die kommunalen Jugendämter. 

Neben den Programmen und Richtlinien des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und 

Gleichstellung gibt es auch in anderen Ministerien Programme zur Förderung von Integ-

rationsmaßnahmen. Nachfolgend sind beispielhaft zentrale Programme und Richtlinien 

benannt:  

¶ Das Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Umweltschutz ist zuständig für 

die Richtlinie zur Unterstützung von Quartiersmanagement und Gemeinwesen-

arbeit, die einen wichtigen Beitrag zur kommunalen Integrationsarbeit auf Quar-

tiersebene leistet.  

¶ Das Niedersächsische Kultusministerium gewährt mit der Richtlinie QuiK den 

örtlichen Trägern der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe Zuwendungen zur 

Verbesserung der Qualität in Kindertagesstätten unter der Berücksichtigung des 

Ziels der Integration von Kindern mit Fluchterfahrung.  

¶ Von 2015 bis 2017 wurden flächendeckend arbeitende Sprachbildungszentren 

zur Beratung und Unterstützung der Schulen im Bereich von Sprachbildung und 

Sprachförderung aufgebaut. Darüber hinaus fördert das Land seit 2017 die regi-

onale Sprachförderkoodinierung in niedersächsischen Kommunen. Diese Stellen 

koordinieren die unterschiedlichen Sprachförderangebote, vernetzen die rele-

vanten Akteure und sorgen dafür, dass Geflüchtete für sie optimale Angebote 

wahrnehmen können. 

¶ Angesichts des andauernden Unterstützungsbedarfs setzt die Landesregierung 

vielfältige Maßnahmen zur Arbeitsmarktintegration geflüchteter Menschen im 

Jahr 2019 fort (z. .Φ aƻŘŜƭƭǇǊƻƧŜƪǘ αLƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴǎǇǊƻƧŜƪǘ IŀƴŘǿŜǊƪƭƛŎƘŜ !ǳǎōƛƭπ

ŘǳƴƎ ŦǸǊ CƭǸŎƘǘƭƛƴƎŜ ǳƴŘ !ǎȅƭōŜǿŜǊōŜǊ όLI!C!ύάΣ aƻŘŜƭƭǇǊƻƧŜƪǘ ½ŜƴǘǊŀƭŜ !ƴƭŀǳŦπ

ǎǘŜƭƭŜ !ǊōŜƛǘǎƳŀǊƪǘάΣ CǀǊŘerprogramm Qualifizierung und Arbeit). 

Neben diesen speziellen Integrationsmaßnahmen gibt es eine Vielzahl an Maßnahmen 
und Programmen der Regelstrukturen, die die Integration von Zuwanderern unterstüt-
zen. Ziel der niedersächsischen Integrationspolitik ist es, alle Menschen, die in Nieder-
sachsen leben, in die Gesellschaft einzubeziehen und eine chancengleiche Teilhabe an 
den Regelsystemen zu ermöglichen.  
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1.4 Evaluation des niedersächsischen Integrationsfonds 

1.4.1 Ziele und Aufgaben 

Vor dem Hintergrund des Ablaufs der zeitlichen Befristung des Integrationsfonds stellt 
sich die Frage, ob der Integrationsfonds über das Jahr 2018 hinaus fortgeführt werden 
soll. Bewertungsgrundlage dafür bildet die Evaluation des Integrationsfonds, die die 
Auswirkungen der Sekundärmigration sowie die Eignung der geförderten Projekte und 
die Praktikabilität des Fonds untersucht. Die Evaluation wurde im Oktober 2018 beauf-
tragt. 

Bei der Evaluation geht es um  

¶ die Relevanz und Eignung der Projekte und der fachlichen Unterstüt-

zung/Workshopreihe (Sind angesichts der Bedarfslagen vor Ort die Projekte und 

die Workshopreihe geeignet, um den örtlichen Herausforderungen zu begeg-

nen?), 

¶ die Outputs der durch den Integrationsfonds geförderten Projekte (Was ist in 

den jeweiligen Projekten erreicht worden? Welche Faktoren waren fördernd 

bzw. hemmend bei der Umsetzung?),  

¶ die Wirksamkeit der Projekte, der Workshopreihe und des Integrationsfonds 

(Was haben der Integrationsfonds und die daraus geförderten Projekte er-

reicht?) sowie  

¶ die Programmdurchführung/Prozessqualität (Sind die gewählten Verfahren etc. 

geeignet, die Ziele, z.B. schnelle und unbürokratische Hilfe, zu erreichen? Wo 

gibt es Optimierungspotenziale? Wie praktikabel ist der Integrationsfonds? In 

welchen Bereichen bestehen ggf. darüber hinausgehende fachliche Unterstüt-

zung?). 

Bei der Evaluation ist zu berücksichtigen, dass die Wirksamkeit der Projekte erst langfris-

tig sichtbar ist. Dies betrifft vor allem nicht-investive Projekte, die auf eine Verhaltens-

veränderung abzielen. Beobachtbare Strukturwirkungen sind aber auch erst nach Aus-

laufen der Projekte zu erwarten. Hinzu kommt die zeitliche Verzögerung bei der Verfüg-

barkeit statistischer Datengrundlagen.  
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Abbildung 2: Evaluierungsansatz im Überblick 

 

Quelle: eigene Darstellung empirica 

1.4.2 Methodik und Vorgehensweise  

Die Evaluation basiert auf folgenden Arbeitsschritten:  

¶ Kontext- und Bedarfsanalyse: Auswirkungen des Zuzugs geflüchteter Menschen 
durch Zuweisungen und Sekundärmigration (vgl. Kap. 2) 

¶ Projektanalyse: Eignung der aus dem Integrationsfonds geförderten Projekte 
(vgl. Kap. 3) 

¶ Umsetzungsanalyse und Praktikabilität: Handhabbarkeit des Integrationsfonds 
(vgl. Kap. 4)  

¶ Fachliche Unterstützung der Städte durch das Land: Umsetzung und Eignung der 
Workshopreihe (vgl. Kap. 4.2) 

¶ Workshop vom 27.02.2019 zur gemeinsamen Reflektion erster Ergebnisse  

Darüber hinaus erfolgte eine enge Abstimmung mit dem Auftraggeber (u. a. Auftaktge-
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Kontext- und Bedarfsanalyse: Auswirkungen des Zuzugs geflüchteter Menschen 
durch Zuweisungen und Sekundärmigration 

In einem ersten Schritt erfolgte nach Abstimmung des Evaluationsansatzes eine Kontext- 
und Bedarfsanalyse, die im Ergebnis die Auswirkungen der Fluchtzuwanderung der Jahre 
2015 bis 2017 für die betreffenden Kommunen aufzeigt und Herausforderungen ablei-
tet. Hierbei wurden fünf Handlungsfelder betrachtet:  

¶ Integration in den Wohnungsmarkt, 

¶ öffentlicher Raum,  

¶ Berufliche Integration und Qualifikation, 

¶ Bildung und soziale Infrastruktur, 

¶ Integration und gesellschaftliche Teilhabe.  

Die Kontext- und Bedarfsanalyse wird in einem 2-stufigen Verfahren durchgeführt.  

¶ In der ersten Stufe wurden für alle elf anspruchsberechtigten Kommunen Daten 
zu den Auswirkungen der Fluchtzuwanderung mit einem standardisierten 
schriftlichen Fragebogen abgefragt. Ergänzend hierzu wurden amtliche Statisti-
ken aufbereitet. 

¶ In der zweiten Stufe wurden die ermittelten Auswirkungen in allen anspruchsbe-
rechtigten Kommunen in vor-Ort-Gesprächen vertiefend analysiert.  

In einem Exkurs analysiert empirica, ob es weitere räumliche Konzentrationen von Zu-
wanderergruppen in niedersächsischen Kommunen gibt und ob sich die daraus erge-
benden Bedarfe von den Bedarfen durch die Geflüchteten unterscheiden.  

Projektanalyse: Eignung der aus dem Integrationsfonds geförderten Projekte 

In diesem Arbeitsschritt ging es um die Analyse der Eignung sowie die Evaluation von 
Zielerreichung und Wirkungen der Projekte. Die Analyse basierte auf einem 2-stufigen 
Verfahren: 

¶ Die Analyse der Eignung aller bewilligten Projekte erfolgte auf Grundlage vor-
handener Dokumente (u.a. Projektanträge und -bewilligungen). Es erfolgte eine 
Auswertung der Ziele, Fördervolumen und Inhalte der Projekte.   

¶ Die Evaluation von Zielerreichung und Wirkungen der Projekte erfolgte auf Basis 
von qualitativen Einzel- und Gruppengesprächen in allen anspruchsberechtigten 
Kommunen. Analysiert wurden der Kostenrahmen der Projekte, die Outputindi-
katoren (u.a. Anzahl geschaffene Betreuungsplätze, Anzahl der Teilnehmer an 
Maßnahmen) sowie die subjektiven und objektiven Wirkungen der Projekte aus 
Sicht der beteiligten Akteure.  

Umsetzungsanalyse und Praktikabilität : Handhabbarkeit des Integrationsfonds 

In diesem Arbeitsschritt wurde die Handhabbarkeit des Integrationsfonds aus Sicht der 
Fachressorts sowie aus Sicht der betroffenen Kommunen analysiert. Hierzu führte empi-
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rica persönliche Interviews mit den betroffenen Akteuren der Kommunalverwaltungen 
sowie mit freien Trägern. Darüber hinaus wurden Telefoninterviews mit Vertretern der 
Ämter für regionale Landesentwicklung und dem Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Gleichstellung geführt.  

Fachliche Unterstützung der Städte durch das Land: Workshopreihe 

In den persönlichen Gesprächen mit den Kommunalvertretern wurden auch Nutzen und 
die Eignung der Workshopreihe analysiert.  

Workshop: Reflektion und Weiterentwicklung Integrationsfonds 

Auf einem gemeinsamen Workshop am 27.02.2019 wurden mit Vertretern der an-
spruchsberechtigten Kommunen sowie des Landes und der Ämter für regionale Landes-
entwicklung erste Evaluationsergebnisse reflektiert, Erfahrungen zur Praktikabilität des 
Integrationsfonds vertieft sowie Lösungsansätze und Weiterentwicklungsmöglichkeiten 
erarbeitet.  

2 Kontext- und Bedarfsanalyse 

Die nachfolgende Kontext- und Bedarfsanalyse auf drei zentralen Quellen: 

¶ Statistische Analyse unterschiedlicher amtlichen Datenquellen zur Verteilung 
und Wanderungen geflüchteter Menschen im Raum. Die Statistiken mit ihren 
Vor- und Nachteilen werden in Kapitel 2.1.1 detailliert beschrieben. 

¶ Ergebnisse der schriftlichen Befragung anspruchsberechtigter Kommunen zu 
Kontext und Bedarf (vgl. dazu nachfolgende Hinweise) sowie 

¶ Persönliche Interviews in allen elf anspruchsberechtigten Kommunen. 

Hinweise zur schriftlichen Befragung anspruchsberechtigter Kommunen  

Alle anspruchsberechtigten Kommunen haben sich an der schriftlichen Befragung betei-
ligt.  

Der Umfang des Fragebogens war vor allem für die kreisangehörigen Kommunen eine 
große Herausforderung. Es gibt keinen Fragebogen, der vollständig mit allen Angaben 
ausgefüllt wurde.  

Die Fragebögen wurden sehr unterschiedlich ausgefüllt. Es gibt nur wenige Fragen, die 
von allen Kommunen vollständig ausgefüllt wurden. Dementsprechend gibt es einige 
Einschränkungen bei der Darstellung und Vergleichbarkeit der Daten: 

¶ Bei Zeitreihen wurden nicht immer von allen Kommunen alle Jahre angegeben. 
Häufig fehlten entweder die Angaben für 2014/2015, da die Daten zu dieser Zeit 
noch nicht erhoben wurden, oder der aktuelle Stand für 2018. Dadurch wurde 
teilweise die Tendenz verändert (z.B. plötzlicher Rückgang für 2018). In diesen 
Fällen wurden die Daten dann komplett aus der Auswertung herausgelassen. 
Ansonsten werden fehlende Angaben über Hinweise erläutert.   
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¶ Es wurden nicht die vorgegebenen Kategorien/Definitionen genutzt, da diese 
für die Kommunen unbekannt waren (z.B. Kinder mit Migrationshintergrund 
statt CƭǳŎƘǘƘƛƴǘŜǊƎǊǳƴŘΣ ǎǘŀǘǘ αDŜŦƭǸŎƘǘŜǘŜ aŜƴǎŎƘŜƴά όŜƴǘǎǇǊŜŎƘŜƴŘ ŘŜǎ !ǳŦπ
enthaltsstatus) Menschen aus typischen Fluchtstaaten). Diese Daten wurden 
entweder rausgelassen oder mit entsprechenden Hinweisen erläutert.  

¶ In vielen Fällen handelt es sich um geschätzte Werte, da keine genauen Zahlen 
vorliegen. Dadurch kann es zu Ungenauigkeiten/Spannbreiten kommen.  

¶ Sofern Auswertungen in Relation zur Einwohnerzahl stattfinden, fließen dazu 
auch nur die Einwohnerzahlen derjenigen Kommunen, die Angaben zur jeweili-
gen Frage gemacht haben, mit ein. 

¶ Die Anzahl der Kommunen, deren Angaben in die jeweilige Auswertung einflie-
ǖŜƴΣ ƛǎǘ ƛƳƳŜǊ ǸōŜǊ Řŀǎ αN=Χά ŘŀǊƎŜǎǘŜƭƭǘΦ  

2.1 Analyse des Kontextes: Entwicklung und Verteilung geflüchteter 

Menschen  

2.1.1 Datengrundlagen: Vor- und Nachteile unterschiedlicher Quellen 

Die Kontextanalyse untersucht die relevanten Rahmenbedingungen, oder eben den Kon-
text, des Integrationsfonds. Der Rahmen ergibt sich aus der Zielsetzung des Programms, 
die Unterstützung besonders betroffener Städte bei der Bewältigung der Herausforde-
rungen der Sekundärmigration geflüchteter Menschen. Entsprechend geht es bei der 
Kontextanalyse um die Ermittlung von der Sekundärmigration geflüchteter Menschen 
besonders betroffener Städte im Land Niedersachsen.  

Eine Statistik, die diesen Kontext erfasst, müsste drei grundlegende Eigenschaften erfül-
len: 

1. Sie muss die Stromgrößen α½ǳǿŀƴŘŜǊǳƴƎά ǳƴŘ α²ŀƴŘŜǊǳƴƎǎǎŀƭŘƻά ŜǊŦŀǎǎŜƴΦ 

2. Sie muss dabei die geflüchteten Menschen von allen anderen wandernden Per-
sonen differenzieren können, also den Aufenthaltsstatus, erfassen. Die Wahl-
freiheit des Wohnortes wird dabei durch die Residenzpflicht von Personen mit 
Aufenthaltsgestattung bzw. der Wohnsitzauflage von geflüchteten Menschen 
mit Aufenthaltserlaubnis, die Sozialleistungen beziehen, eingeschränkt (vgl. de-
tailliert Kapitel 1.1.1). 

3. Und schließlich muss sie auf der räumlichen Ebene der Kommunen, in Nieder-
sachsen mindestens auf Ebene der Samt- und Einheitsgemeinden vorliegen. 

Eine Statistik, die alle drei Eigenschaften erfüllt, liegt nicht vor. Anhaltspunkte über den 
Kontext des Integrationsfonds geben: 

¶ die Wanderungsstatistik, 

¶ das Ausländerzentralregister und 

¶ die Statistik von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, Arbeitssuchenden und 
Arbeitslose im Kontext von Fluchtmigration der Bundesagentur für Arbeit. 
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Wanderungsstatistik 

Die Wanderungsstatistik erlaubt eine Auswertung gemeindegrenzenden überschreiten-
der Wanderungen von Personen nach Wanderungsrichtung, Geschlecht, Alter und Nati-
onalität. Im Unterschied zum AZR und zur Arbeitssuchendenstatistik kann mit dieser 
Statistik eingeschränkt die Sekundärmigration geflüchteter Menschen analysiert wer-
den. Die Einschränkungen bestehen im fehlenden Aufenthaltsstatus sowie in der fehlen-
den Unterscheidung zwischen Zuweisungen und Sekundärmigration in der Wanderungs-
statistik. In der Wanderungsstatistik werden geflüchtete Menschen nach Ankunft in den 
Erstaufnahmeeinrichtungen der Länder erfasst. Sie gelten dort, in Niedersachsen in den 
Standorten/Außenstellen der Landesaufnahmebehörde mit Flüchtlingsunterbringung, 
als zugewanderte Personen aus dem Ausland. Von dort werden die geflüchteten Men-
schen im Bundesland weiterverteilt und gelten dann in der Statistik als Binnenzuwande-
rer aus der jeweiligen Gemeinde mit Flüchtlingsunterbringung der Landesaufnahmebe-
hörde Niedersachsen in die zugewiesene Gemeinde. Bei der Sekundärmigration handelt 
es sich dagegen um Weiterwanderungen geflüchteter Menschen nach der Zuweisung, 
also aus den zugewiesenen Gemeinden in eine andere Gemeinde. Eine weitere Ein-
schränkung besteht aufgrund methodischer Änderungen in der Vergleichbarkeit der 
Ergebnisse ab dem Berichtsjahr 2016 mit den Vorjahreswerten. Darüber hinaus kann die 
Genauigkeit der Ergebnisse 2016 aufgrund melderechtlicher Erfassung von Schutzsu-
chenden eingeschränkt sein.3 Die einstmalige Schwäche der geringen Aktualität hat sich 
nach der methodischen Änderung deutlich verbessert. Mittlerweile stehen die monatli-
chen Ergebnisse 3,5 Monate nach Ende des jeweiligen Berichtsmonats zur Verfügung, 
das Jahresergebnis allerdings immer noch erst sechs bis sieben Monate nach Jahresen-
de. Die Aufbereitung der Wanderungsdaten nach Nationalität auf Gemeindeebene er-
fordert eine Sonderauswertung beim Landesamt für Statistik Niedersachsen (LSN). 

Um über die Wanderungsstatistik einen Anhaltspunkt über die Höhe und Richtung von 
Sekundärmigrationen zu gewinnen, hat empirica eine Sonderauswertung zu den Wande-
rungsbewegungen von Personen syrischer, afghanischer, irakischer, iranischer und erit-
reischer Nationalität beim Statistischen Landesamt nach den Herkunfts-/Zielgebieten 
α¦ƳƭŀƴŘƪǊŜƛǎŜάΣ αYǊŜƛǎŜ Ƴƛǘ {ǘŀƴŘƻǊǘŜƴ ŘŜǊ ƴƛŜŘŜǊǎŅŎƘǎƛǎŎƘŜƴ [ŀƴŘŜǎŀǳŦƴŀƘƳŜōŜƘǀǊπ
ŘŜάΣ αǸōǊƛƎŜǎ bƛŜŘŜǊǎŀŎƘǎŜƴάΣ αǸōǊƛƎŜǎ 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘά ǳƴŘ α!ǳǎƭŀƴŘά ŀƴƎŜŦǊŀƎǘΦ Um die 
Zuweisungen von der Sekundärmigration zu unterscheiden, werden bei der Wande-
rungsrichtung die niedersächsischen Gemeinden mit Standorten der Landesaufnahme-
behörde separat darstellt. Die Ergebnisse sind im Kapitel 2.1.4 dargestellt.  

                                                           

 

3  Im Qualitätsbericht des Statistischen Bundesamtes heißt es daȊǳΥ α5ƛŜ 9ǊƎŜōƴƛǎǎŜ ŘŜǊ ²ŀƴŘŜǊǳƴƎǎǎǘŀǘƛǎǘƛƪ ǳƴŘ ŀƭǎ 

Folge die Entwicklung des Bevölkerungsstandes ab Berichtsjahr 2016 sind aufgrund methodischer Änderungen, 

technischer Weiterentwicklungen der Datenlieferungen aus dem Meldewesen an die Statistik sowie der Umstellung 

auf ein neues statistisches Aufbereitungsverfahren nur bedingt mit den Vorjahreswerten vergleichbar. Einschrän-

kungen in der Genauigkeit der Ergebnisse 2016 und der unterjährigen Ergebnisse 2017 können zum einen aus Prob-

lemen bei der melderechtlichen Erfassung von Schutzsuchenden resultieren, zum anderen aus Folgeproblemen der 

technischen Umstellungen der Datenlieferungen aus dem Meldewesen und aus in der statistischen Aufbereitung 

festgestellten Unstimmigkeiten resultieren. Diese Probleme sind in den Jahresendergebnissen 2017 weitgehend be-

ǊŜƛƴƛƎǘΦά 
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Ausländerzentralregister (AZR) 

Die einzige Datenquelle die bundesweit flächendeckend alle ausländischen Mitbürger 
nach ihrem Aufenthaltsstatus erfasst, also eine Auswertung von Entwicklung und Vertei-
lung geflüchteter Menschen als Vollerhebung erlaubt, ist das Ausländerzentralregister 
(AZR). Die Daten werden jährlich, also letztmalig zum Stand 31.12.2017, durch das Sta-
tistische Bundesamt ausgewertet. Da die Meldung der Daten an das AZR durch die je-
weiligen Ausländerbehörden erfolgt, die zumeist auf Kreisebene angesiedelt sind, sind 
Ergebnisse auf Gemeindeebene nicht verfügbar. Der Kontext in den anspruchsberechtig-
ten Gemeinden kann deshalb über das AZR nur für kreisfreie Städte nicht aber für kreis-
angehörige Gemeinden dargestellt werden. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass viele 
Kommune im Land Niedersachsen, auch unter den anspruchsberechtigten Kommunen 
des Integrationsfonds, gar nicht wissen, wie viele ausländische Mitbürger mit welchem 
Aufenthaltsstatus in ihrem Gemeindegebiet wohnen. 

Arbeitssuchende und Arbeitslose im Kontext von Fluchtmigration (BA-Statistik) 

Die Bundesagentur für Arbeit erfasst seit Juni 2016 auch die Dimension Aufenthaltssta-
tus. Seitdem liegen Statistiken als Zeitreihen zur Zahl der erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten (ELB), der arbeitssuchenden und arbeitslosen Personen im Kontext von 
Fluchtmigration nach SGB II und SGB III vor.4 Diese Statistik zum Stand vom Februar 
2018, die auf der Gemeindeebene vorliegt, war Grundlage zur Bestimmung Integrations-
fonds anspruchsberechtigter Kommunen. Als anspruchsberechtigt wurden Kommunen 
definiert, die im Vergleich zum niedersächsischen Durchschnitt einen doppelt so hohen 
Anteil von arbeitssuchenden Personen im Kontext von Fluchtmigration bezogen auf die 
Einwohnerzahl haben.  

Der Vorteil der Statistik liegt im Bezug zu den geflüchteten Menschen sowie der klein-
räumigen und aktuellen Verfügbarkeit. Im Unterschied zum Ausländerzentralregister 
werden allerdings nicht alle geflüchteten Menschen erfasst, sondern nur die erwerbsfä-
higen, arbeitssuchenden oder arbeitslosen. Geflüchtete Menschen in Beschäftigung 
oder im nicht erwerbsfähigen Alten sind in der Statistik nicht enthalten. Je mehr geflüch-
tete Menschen einer Arbeit nachgehen, je mehr Wohnort- und Arbeitsort geflüchteter 
Menschen auseinanderfallen und je mehr nicht erwerbsfähige geflüchtete Menschen in 
einer Kommune wohnen, desto größer sind die Verzerrungen bei der Messung der Be-
troffenheit durch den Indikator. Die Stärke der Verzerrung hängt von den regionalen 
Unterschieden in der Arbeitsmarktsituation und in der Alters- und Haushaltsstruktur 
geflüchteter Menschen ab. 

Für die Zwecke der Evaluation wurden identische Daten als Sonderauswertung bei der 
BA in einer Zeitreihe für die Zeitpunkte Juli 2016, Dezember 2016, Juli 2017, Dezember 
2017, Juli 2018 und Dezember 2018 bestellt und Entwicklungsverläufe dargestellt. 

                                                           

 

4 Die Begriffe sind im Glossar erläutert. 
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Vor- und Nachteile der Statistiken im Überblick 

Die beschriebenen Vor- und Nachteile der Statistiken zur Messung von Betroffenheit der 
Städte und Gemeinden im Land Niedersachsen von der Sekundärmigration sind über-
sichtlich in nachfolgender Abbildung aufgelistet.  

Tabelle 2: Vor- und Nachteile unterschiedlicher Statistik zur Messung der 
α.ŜǘǊƻŦŦŜƴƘŜƛǘά Ǿƻƴ {ŜƪǳƴŘŅǊƳƛƎǊŀǘƛƻƴ 

Statistik Vorteile Nachteile 

Wanderungs-
statistik 

¶ Direkte Erfassung von 
Migration nach Herkunft 
und Ziel 

¶ Nationalität vorhanden 

¶ Keine Erfassung des Aufenthalts-
status (keine Abgrenzung geflüch-
teter Menschen) 

¶ Abgrenzung zwischen Zuweisung 
und Sekundärmigration schwierig 

¶ Begrenzte Aussagekraft für 2016 

Ausländer-
zentralregister 

¶ Erfassung des Aufent-
haltsstatus  

¶ Liegt nur auf Kreisebene vor 

BA-Statistik ¶ Hohe Aktualität 

¶ Liegt auf Gemeindeebe-
ne vor 

¶ Erfassung des Aufent-
haltsstatus 

¶ Nur Teilmenge aller geflüchteten 
Menschen 

¶ Intensität auf Dauer abhängig von 
αLƴǘŜƎǊŀǘƛƻƴά ƛƴ ŘŜƴ !ǊōŜƛǘǎπ
markt/ regionale Arbeitsmarktsitu-
ation 

Quelle: eigene Zusammenstellung empirica 

2.1.2 Entwicklung der Zahl geflüchteter Menschen in Niedersachsen 

Im Zeitraum von 2013 bis 2018 haben fast 180.000 geflüchtete Menschen in Nieder-
sachsen erstmalig einen Asylantrag gestellt. Fast die Hälfte der Asylanträge entfallen auf 
das Jahr 2016, ein Jahr nach dem Höhepunkt des Flüchtlingszuzugs. Im letzten Jahr er-
reichten die knapp 17.000 Asylerstanträge nur noch rd. ein Fünftel des 2016er-Wertes. 

Einige der Asylantragsteller dürften mittlerweile das Land Niedersachsen wieder verlas-
sen haben, sei es weil ihr Antrag negativ beschieden wurde und sie in ihr Heimatland 
zurückgegehrt sind oder aus anderen Gründen. Nach dem Ausländerzentralregister ist 
die Zahl der in Niedersachsen lebenden geflüchteten Menschen Ende 2017 gegenüber 
dem Jahr 2012 um rd. 115.000 auf gut 150.000 gestiegen. Auf 1.000 Einwohner im Land 
kommen fast 19 geflüchtete Menschen.  



Evaluation des niedersächsischen Integrationsfonds   24 

Endbericht  empirica 

Abbildung 3: Entwicklung der Zahl geflüchteter Menschen in Niedersachsen  

 

Quelle: Ausländerzentralregister, Stat. Bundesamt; eigene Berechnungen empirica 

Die Zahl arbeitssuchender Personen im Kontext von Fluchtmigration ist in Niedersachsen 
seit erstmaliger Erfassung im Juli 2016 innerhalb eines Jahres um rd. 50 % auf gut 50.000 
angestiegen, danach ein Jahr bis Juli 2018 ungefähr konstant geblieben und seitdem bis 
Februar 2019 um rd. 6 % auf rd. 47.500 gesunken. Seit Juni 2018 ist sogar der Anteil der 
arbeitssuchenden Personen im Kontext von Fluchtmigration an allen arbeitssuchenden 
Personen leicht um 0,5 %-Punkte auf 11,7 % zurückgegangen. D. h. die Zahl arbeitssu-
chender Personen im Kontext von Fluchtmigration ist stärker gesunken als alle anderen 
arbeitssuchenden Personen. 
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Abbildung 4: Arbeitssuchende Personen im Kontext von Fluchtmigration in 
Niedersachsen 

 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen empirica 

2.1.3 Verteilung geflüchteter Menschen im Raum 

Im Landesdurchschnitt stieg die Zahl geflüchteter Menschen je 1.000 Einwohner von 4,5 
im Jahr 2012 auf 18,8 im Jahr 2017 oder in der Differenz beider Werte um 14,3 Perso-
nen. Gemessen an dieser Kennziffer hat die Zahl geflüchteter Menschen in den kreis-
freien Städten Salzgitter, Delmenhorst und Wilhelmshaven mit Werten zwischen 34 
(Salzgitter) und 27 (Wilhelmshaven) am stärksten zugenommen. Es folgen die Städte 
Osnabrück, Emden und der Landkreis Nienburg (Weser). Am geringsten ist die Zahl der 
geflüchteten Menschen relativ, gemessen an 1.000 Einwohnern, in den Landkreisen 
Lüchow-Dannenberg, Wittmund und Osnabrück gestiegen. In der Stadt Salzgitter ist die 
Zahl geflüchteter Menschen relativ viermal stärker gestiegen als im Landkreis Lüchow-
Dannenberg. Trotz Steuerung geflüchteter Menschen nach Ankunft in Deutschland (vgl. 
Kapitel 1.1.1) ist die Verteilung geflüchteter Menschen im Land Niedersachsen auf die 
Landkreise und kreisfreien Städte höchst unterschiedlich.  
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Abbildung 5: Veränderung der Zahl geflüchteter Menschen je 1.000 Ein-
wohner, Landkreise und kreisfreie Städte, 2012 bis 2017 

 

Quelle: Ausländerzentralregister, Stat. Bundesamt; eigene Berechnungen empirica 

Die räumliche Konzentration geflüchteter Menschen auf der Ebene der kreisfreien Städ-
te und Landkreise zeigt sich nicht nur in Niedersachsen, sondern mehr oder weniger in 
allen Bundesländern (vgl. Abbildung 6). Aufgrund unterschiedlicher Verteilungspolitiken 
ist der Lokalisationskoeffizient als Maßstab der räumlichen Konzentration zwischen den 
Bundesländern nur bedingt vergleichbar. Gleichwohl zeigt sich in den neuen Bundeslän-
dern eine stärker ausgeprägte räumliche Konzentration geflüchteter Menschen als in 
den alten Bundesländern (mit Ausnahme Bayerns). 
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Abbildung 6: Lokalisationskoeffizient geflüchteter Menschen in den Flä-
chenländern auf Ebene der Landkreise und kreisfreien Städte, 
2017 

 

Lokalisationskoeffizient ist eine Maßzahl der Regionalanalyse, welche die räumliche Streuung einer Bevölke-
rungsgruppe (hier: geflüchtete Menschen) über alle Teilräume (hier: kreisfreie Städte und Landkreise) eines 
Bezugsraumes (hier: Bundesland) vergleicht mit der räumlichen Streuung der Gesamtbevölkerung über alle 
Teilräume, indem die absoluten Differenzbeträge der Anteile der Bevölkerungsgruppe des Kreises am Bun-
desland zu den Anteilen der Gesamtbevölkerung des Kreises am Bundesland über alle Kreise summiert 
werden. Der Koeffizient variiert zwischen 0 (Gleichverteilung) und 1 (räumliche Konzentration der Bevölke-
rungsgruppe). Werte auf Kreisebene für das Saarland sind nicht verfügbar.  

Quelle: Ausländerzentralregister, Stat. Bundesamt; eigene Berechnungen empirica 

Die Analyse der Ausländer aus den wichtigsten Herkunftsländern geflüchteter Men-
schen5 je 1.000 Einwohner 2017 bestätigt nochmals die hohe Konzentration in Salzgitter, 
Delmenhorst und Wilhelmshaven. Auch hier liegen die drei Städte weit über dem Nie-
dersächsischen Durchschnitt. In den drei Städten ist die Zahl der Ausländer aus den aus-
gewählten Herkunftsländern seit 2012 am stärksten im Vergleich der niedersächsischen 
Landkreise und kreisfreien Städte gestiegen.  

                                                           

 

5  Syrien, Afghanistan, Irak, Iran, Eritrea 
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Karte 2: Ausländer nach ausgewählten Herkunftsländern je 1.000 Ein-
wohner, 2017 

 

Die ausgewählten Herkunftsländer umfassen hier Syrien, Afghanistan, Irak, Iran, Eritrea. 

Die die Verteilung geflüchteter Menschen in Niedersachsen nach der Bevölkerungszahl 
erfolgt, sollte zumindest auf der Ebene der Kreise eine bevölkerungsproportionale Ver-
teilung erwarten können. Die gemessen an der Einwohnerzahl räumliche Ungleichvertei-




























































































































































